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KINDER

         Die Grenzen verlaufen zwischen oben   
  und unten, nicht zwischen den Völkern. 

"W
enn es w

eniger A
rbeitslose gibt, und die auch noch w

eniger kosten, 
dann m

uss ich w
eniger Steuern für sie zahlen." 

Irrtum
. D

ie S
taatsausgaben w

erden gesenkt, um
 die G

ew
innsteuern, nicht um

 die Lohnsteu-
ern zu senken. D

er S
pitzensteuersatz der E

inkom
m

ensteuer für Spitzenverdiener kann dann 
noch schneller von heute 45 %

 auf 25 %
 fallen. D

as streben die A
rbeitgeberverbände an. D

ie 
G

ew
erbesteuer, eine der H

aupteinnahm
equellen der K

om
m

unen, kann dann nach dem
 W

il-
len der K

onzerne noch eher abgeschafft w
erden. W

enn S
ozialbeiträge für S

ie sinken, dann 
nur unter der B

edingung, dass S
ie bei R

ente, K
rankheiten und A

rbeitslosigkeit privat im
m

er 
m

ehr draufzahlen m
üssen. 

"H
artz IV ist doch eine C

hance für die A
rbeitslosen." 

A
rbeitslosigkeit gibt es nicht, w

eil A
rbeitslose ihre C

hancen nicht w
ahrnehm

en, sondern w
eil 

die N
achfrage des K

apitals nach A
rbeitskraft drastisch abnim

m
t und das W

irtschaftssystem
 

im
m

er w
ieder K

risen produziert. D
ie insgesam

t in D
eutschland gearbeiteten A

rbeitsstunden 
haben seit 1991 um

 4 M
illiarden S

tunden abgenom
m

en, allein seit 2000 aufgrund der K
rise 

um
 1,5 M

illiarden A
rbeitsstunden. 2000 gab es offiziell 3,9 M

io. A
rbeitslose und 514.000 offe-

ne S
tellen. 2004 w

aren es 4,4 M
io. A

rbeitslose und 286.000 offene S
tellen. D

ie offenen S
tel-

len w
erden aber nur zur H

älfte von A
rbeitslosen besetzt. D

ie C
hancen der A

rbeitslosen neh-
m

en ab. A
rbeitskräfte, die zu alt, zu krank, zu langsam

, zu jung, zu behindert, zu w
enig quali-

fiziert, alleinerziehend usw
. sind, w

erden vom
 K

apital aussortiert. D
esw

egen steigt die Lang-
zeitarbeitslosigkeit, nicht w

eil die A
rbeitsagenturen schlecht verm

itteln. D
ie A

ussortierten 
w

erden aber nur beschäftigt, w
enn irgendw

er aus der N
utzung ihrer A

rbeitskraft noch P
rofit 

ziehen kann. "Jeder findet Arbeit, w
enn m

an zulässt, dass der Lohn w
eit genug fällt."

erklärt 
P

rof. S
inn aus M

ünchen den S
tandpunkt der H

errschenden. W
ie m

an dann leben kann, inte-
ressiert solche Leute nicht. W

as A
rbeitslosen als C

hance zur E
ingliederung verkauft w

ird 
(untertarifliche Löhne, M

inijobs und E
in-E

uro-Jobs), hat eine K
ehrseite. W

er bisher zu N
or-

m
altarifen arbeitet, hat die "C

hance", noch eher ausgegliedert zu w
erden. 

H
artz IV hat nur ein Ziel: D

en Lebensstandard der M
ehrheit zu sen-

ken, dam
it die Profite einer M

inderheit steigen. 
D

eshalb: 

H
artz IV m

uss w
eg! 

500 € R
egelsatz plus W

arm
m

iete als G
rundeinkom

m
en für Er-

w
erbslose!

W
enigstens 10 € pro Stunde als gesetzlicher M

indestlohn! 

"W
er soll das bezahlen?" 

E
in W
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, in dem

 das K
apital seit 2001 m

it 25 M
rd. G

ew
innsteuersenkungen 

jährlich gefüttert w
ird, in dem

 M
anager M

illiarden E
uro in Ü

berkapazitäten, überflüssigen 
Im

m
obilien und riskanten Finanzanlagen verbrennen, in dem

 M
illiarden überschüssiges K

api-
tal ins A

usland fließen, ist reich genug, auch die A
rbeitskräfte, die es nicht m

ehr braucht, 
anständig zu versorgen. 

W
ir brauchen G
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ehirnw
äsche.  
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e.V.!

KLARtext e.V
. 

c/o R
ainer R

oth 
B

erger S
tr. 195 

60385 Frankfurt

V
.i.S

.d.P
.: K

lartext e.V
., R

ainer R
oth, B

erger S
tr. 195, 60385 Frankfurt , info@

klartext-info.de 

V
ornam

e, N
am

e 

S
traße, N

r. 

P
LZ O

rt 

Telefon, eM
ail 

Ich zahle einen B
eitrag von ............... €, und zw

ar 
alle 3  6  12 M

onate (nicht Zutreffendes streichen) 
(R

egelbeitrag für N
icht-E

rw
erbstätige m

onatlich 1 
€, für E

rw
erbstätige 2 €, für  Fam

ilien/Lebensge-
m

einschaften 3 €). W
enn freiw

illiger Förderbeitrag 
m

öglich, dann bitte höheren B
eitrag eintragen. 

D
atum

, U
nterschrift

Juli 2005 

N
achdruck und w

eitere 
Verbreitung erw

ünscht! 
B

estellung bei uns ge-
gen Spende m

öglich. 
 w

w
w

.klartext-info.de

Zur Senkung der Regelsätze  
für Schulkinder mit Einführung 
von Hartz IV

Rhein-Main-Bündnis  
gegen Sozialabbau  
und Billiglöhne



Inhalt

I. Was bedeutet es für Kinder, auf Hartz IV-Niveau zu leben?. . . . . . . . . . .          1
a) Wieviel Geld steht für Ernährung zur Verfügung? . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 1
b) Schulkosten sind nicht im Regelsatz enthalten . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 4
c) Fahrtkosten zur Schule. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 8
d) Andere Beispiele . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 8
e) Verzicht der Eltern?. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 9

II. Hartz IV – Senkung des Leistungsniveaus  
für Schulkinder um mehr als zehn Prozent. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                       10

III. Wie kommt der Eckregelsatz überhaupt zustande,  
von dem sich die Beträge für Kinder ableiten? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                   14
a) regelsatzrelevante Ausgaben . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 14
b) Durchschnittsausgaben statt Bedarf . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 15
c) Rentnerregelsatz . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 15
d) Sinkende Einkommen – sinkender Regelsatz . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 16

IV. Warum die Anstrengungen, die Lebensverhältnisse  
der Kinder von Erwerbslosen zu verschlechtern?. . . . . . . . . . . . . . . . . .                 18

Beschluss des GEW-Hauptvorstandes (März 2007). . . . . . . . . . . . . . . . . . .                  23

Flugblatt: Ein Hartz für Kinder. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                     24

Flugblatt: Hartz IV – Förderung der Bildung durch Kürzungen?. . . . . . .      28

Impressum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                     32



�

Der Chef der Bundesagentur für Ar-
beit, der frühere Manager Frank-
Jürgen Weise, sagte, „wichtigstes 
Instrument im Kampf gegen Langzeit-
arbeitslosigkeit sei die Bildung. … Be-
sonders wichtig sei es, die Weichen für 
Bildung nicht erst bei einem 24-jäh-
rigen, sondern bereits bei Schülern zu 
stellen.“ (Fr 29.12.2006) Zum Thema 
Bildungsfinanzierung gehört auch 
die Finanzierung derjenigen, die ge-
bildet werden sollen. 

I. Was bedeutet es für Kinder, auf Hartz IV-Niveau zu leben?

Ein Hartz für Kinder – Zur Senkung der Regelsätze 
für Schulkinder mit Einführung von Hartz IV

Kinderarmut ist in aller Munde. Es 
werden Zahlen präsentiert, dass je-
des sechste Kind unter 15 Jahren auf 
Hartz-Niveau lebt, ohne die Dunkel-
ziffer zu rechnen, dass in NRW 25% 
der Kinder auf Hartz IV-Niveau leben, 
dass in Großstädten wie Hamburg, 
Bremen und Berlin die Hartz IV-Quo-
te von Kindern unter 15 etwa 30% 
erreicht und in einzelnen Stadttei-
len mehr als die Hälfte der Kinder auf 
diesem Niveau lebt.

Im Folgenden dazu nur ein paar 
Schlaglichter.

a) Wieviel Geld steht für  
Ernährung zur Verfügung?
Kinder müssen ausreichend essen 
und trinken, um sich am Unterricht 
konzentriert beteiligen zu können.

In zehn Frankfurter Schulen sollen 
ab 2008 Kantinen eingerichtet wer-
den, die Mittagessen anbieten. „‚Wir 
müssen uns (mit Zuschüssen, R.R.) be-
teiligen, sonst ist der Preis von drei 
Euro nicht zu halten‘, sagt Willi Preß-
mar vom Stadtschulamt. Wunsch des 

Bildungsdezernats ist, dass minde-
stens zwei der angebotenen Menüs 
nicht mehr als drei Euro kosten.“ (FR 
16.02.2007) 
 
 
Wie sollen Kinder von Hartz-IV- 
Empfängern das bezahlen?

Die Mittel für Ernährung sind in 
sogenannten Regelsätzen enthalten, 
die die Lebenshaltungskosten mit 
Ausnahme der Kosten für Unterkunft 
und Heizung abdecken sollen. Der 
Regelsatz für Kinder unter 14 Jahren 
beträgt 207 Euro, der von 15-18-jäh-
rigen 276 Euro.
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Es gibt keine eigene Regelsatz-
bemessung auf der Grundlage von 
Verbrauchsausgaben bzw. Grund-
bedürfnissen von Kindern. Die 
Kinderregelsätze sind nur Anteile 
des sogenannten Eckregelsatzes, 
dem Regelsatz eines alleinstehenden 
Erwachsenen. Die Anteile betragen 
60% bei Kindern unter 14 und 80% 
bei Kindern von 15 bis 18 Jahren.

Wir müssen also wissen, welcher Be-
trag im Eckregelsatz für Ernährung 
vorgesehen ist. Für Nahrungsmit-
tel und nicht-alkoholische Getränke 
stehen im Eckregelsatz 3,79 Euro am 
Tag zur Verfügung. Für ein Kind bis 
zu 14 Jahren wären es also 60% da-
von oder 2,27 Euro am Tag. Alle wei-
teren Beispiele beziehen sich der 
Einfachheit halber auf Schulkinder 
bis 14.

Erwachsenen werden aber noch Aus-
gaben für alkoholische Getränke, Ta-
bak und für sogenannten Verzehr au-
ßer Haus zugestanden. 

„Verzehr außer Haus“ wird der 
Konsum von Nahrungsmitteln und 
Getränken in Kneipen, Cafes, Kiosken 
usw. genannt.

Nur 1/3 der realen Kosten werden 
anerkannt, dass heißt nur die reinen 
Kosten für die entsprechenden Ge-
tränke und Nahrungsmittel, so als 

ob sie bei Aldi gekauft und zu Hause 
verzehrt würden. 
Die anerkannte Summe für „Verzehr 
außer Haus“ beträgt 8,17 Euro mo-
natlich,  dass heißt bei Schulkindern 
60% oder 4,90 Euro im Monat. 

Rechnet man das und auch noch 
60% der Ausgaben für alkoholische 
Getränke und Tabak zu den 2,27 Euro 
täglich für Essen und Trinken hinzu, 
kommen wir auf 2,71 Euro am Tag. 
(Rainer Roth, Harald Thomé, Leitfa-
den Alg II/Sozialhilfe von A-Z, Frank-
furt 2006, 224)

Die Bundesagentur für Arbeit hat 
ausgerechnet, welche Prozentsät-
ze des täglichen Ernährungsanteils 
einem Erwachsenen für Frühstück, 
Mittag- und Abendessen zur Verfü-
gung stehen. Rechnet man das auf 
Kinder unter 14 um, entfallen pro 
Tag auf Frühstück 59 Cent, auf Mitta-
gessen und Abendessen jeweils 1,06 
Euro. (Roth, Thomé 2006, 235) 

In Bremer Schulen kostet ein 
Mittagessen für SchülerInnen 2,25 
Euro. Dann blieben für Hartz IV-Kin-
der nur noch 46 Cent für den Rest 
des Tages übrig. Das konnte der Bre-
mer Bildungssenator nicht mitanse-
hen und subventionierte ihr Mitta-
gessen auf 1,53 Euro herunter. Pro 
Tag bleiben dann immerhin noch 
satte 1,18 Euro für Frühstück, Abend-
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brot, Zwischenmahlzeiten, Getränke 
und Süßigkeiten übrig. Das würde 
noch für einen Joghurt, einen Apfel 
und eine Banane am Tag reichen so-
wie für viel Leitungswasser. 

SchülerInnen einer Höheren Han-
delsschule in Bremen haben an 
einem Schulprojekt teilgenommen, 
in dem sie den Regelsatz für 13-jäh-
rige auf den Prüfstand stellten. Sie 
waren von diesen Beträgen völlig 
überrascht, heißt es in einem Bericht 
über dieses Projekt. (Bündnis 90/Die 
Grünen, Zur Kinderarmut in Bremen 
– ein Schulprojekt, Februar 2006) Sie 
waren davon so beeindruckt, dass sie 
das regelmäßig an den Anfang ihrer 
Präsentation stellten. (ebda., 7) Die 
SchülerInnen kamen zu dem Schluss, 
dass mit dem für Essen und Trinken 
vorgesehenen Betrag eine gesun-
de Ernährung kaum vorstellbar sei. 
(ebda. S. 18)

Kinder von Hartz IV-BezieherInnen 
können wählen, entweder am Mitta-
gessen teilzunehmen und dafür den 
Rest des Tages nichts mehr zu essen 
oder nicht am Mittagessen teilzu-
nehmen und stattdessen z.B. Satt-
macher mit viel Zucker oder Fett zu 
konsumieren. 

Sie können aber auch andere Be-
dürfnisse, die mit dem Regelsatz be-
friedigt werden müssen, zurückstel-

len, z.B. die 0,49 Euro, die täglich für 
Kleidung vorgesehen sind, für die 
Mittagsmahlzeit verwenden. 

Der Hungersatz von Hartz IV macht 
eine Regelsatzerhöhung allein aus 
diesem Grund dringend notwendig. 
Aber: helfen würde es auch schon, 

wenn Mittagessen in Schu-
len angeboten würden, die 
für Kinder aus Hartz IV-Fami-
lien maximal 1,06 Euro kosten.
wenn Zeit wäre, ein gemein-
sames Frühstück einzuneh-
men, und dafür maximal die 
dafür vorgesehenen 59 Cent 
bezahlt werden müssten.

Problem ist aber, dass ein Antrag 
gestellt werden müsste. Das stellt für 
die Kinder und ihre Eltern eine Be-
lastung dar. Sie müssten sich outen. 
Schulen hätten ferner bei gleichem 
Personalstand höhere Verwaltungs-
aufwendungen, um die Bedürftigkeit 
festzustellen. 

Deshalb wäre es am besten, ein 
gebührenfreies Mittagessen für alle 
anzubieten. Die Eltern, die es sich lei-
sten können, könnten aufgefordert 
werden, freiwillige Beiträge zu lei-
sten. 

Helfen würde es aber auch schon, 
wenn Wasserautomaten aufgestellt 

•

•
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werden, aus denen man kostenlos 
Wasser entnehmen kann, wie an ei-
nigen Göttinger Schulen praktiziert. 

Unterricht, in dem man lernt, wie 
man leckere Speisen mit wenig Geld 
zubereitet, welche Lebensmittel wel-
che Rolle spielen, wie man einkauft, 
wie man sich richtig ernährt, wäre 
ebenfalls notwendig. 

Übrigens: Auch die realen Beiträ-
ge für ein Mittagessen in Kinderta-
gesstätten machen zwischen 1,80 
und 3,20 Euro aus. „Im SGB II ist die 
Teilnahme an einem zubereiteten 
Mittagessen offensichtlich nicht 
vorgesehen,“ kommentiert der Ar-
mutsforscher Ernst-Ulrich Huster in 
der Welt. (28.12.2006) 

b) Schulkosten sind nicht  
im Regelsatz enthalten
Je nach Schulform und Klasse fallen 
unterschiedliche Schulkosten an. Die 
Koordinierungsstelle gewerkschaft-
licher Arbeitslosengruppen schätzt 
die Kosten für Schulmaterialien je 
nach Situation auf 4 bis 25 Euro pro 
Monat. (Flugblatt „Ohne Schulsachen 
lernt sich‘s schlecht.“)

Nach einer Umfrage des Verbands 
alleinerziehender Mütter und Väter  
(VAMV) an hessischen Schulen gibt 
es trotz Lehrmittelfreiheit in der Hes-
sischen Verfassung in keiner Schul-

form Schulen, in denen nicht Beiträ-
ge zu Lehr- und Lernmitteln erhoben 
werden. Die durchschnittlichen Aus-
gaben pro Schulkind und Jahr belau-
fen sich auf 36,50 Euro im Monat. (In-
formationen Dezember 2005, VAMV 
LV Hessen, 3-9) Die Ausgaben für 
Verpflegung und mehrtägige Klas-
senfahrten sind hierin nicht enthal-
ten, ebensowenig wie freiwillige Bei-
träge. 

Aber auch wenn die Schulko-
sten nur 20 Euro im Monat betragen 
sollten, wären das immerhin schon 
zehn Prozent des Regelsatzes einer 
13-jährigen Schülerin.

Im Eckregelsatz können Schulkosten 
nicht enthalten sein, weil 

Ausgaben für Bildung als nicht 
regelsatzrelevant herausgerech-
net worden sind. Die unteren 20% 
der Verbrauchergruppen der Ein-
Personen-Haushalte hatten im 
Durchschnitt Ausgaben für Bil-
dung in Höhe von 6 Euro. Davon 
entfielen 0,03 Euro auf Nachhil-
feunterricht, 2,46 Euro auf Kurse 
und Ähnliches sowie 3,48 Euro auf 
Studien- und Prüfungsgebühren 
an Schulen und Universitäten. 
die Bezugsgruppe für die Regel-
satzbemessung, die unteren 20% 
der unteren Verbrauchergrup-
pen der Einkommens- und Ver-

1 .

2 .
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brauchsstichprobe, keine Schul-
ausgaben hat.  
Sie besteht nämlich zu 50% aus 
AltersrentnerInnen und zu 30% 
aus Personen zwischen 25 und 65 
Jahren. 20% sind unter 25 Jahre.  
Insbesondere RentnerInnen 
dürften kaum noch Ausga-
ben für den Besuch von Grund- 
und Hauptschulen, Realschu-
len oder Gymnasien haben. 

Hilfsweise könnte man die Ausgaben 
für Schreibwaren sowie Bücher und 
Broschüren, die im Eckregelsatz ent-
halten sind, anteilig auf den Kinder-
regelsatz bis 14 umrechnen. 

Dann stünden 1,63 Euro für 
Schreibwaren und 3,28 Euro für Bü-
cher und Zeitschriften zur Verfü-
gung. Für außerschulische Zwecke 
Bücher und Zeitschriften zu kaufen 
(und darauf beziehen sich doch die-
se Ausgaben) wäre dann aber nicht 
mehr drin. 

Auf der anderen Seite kann der 
Regelsatz von Schulkindern bis zur 
9. Klasse allein deshalb schon kei-
ne Schulkosten enthalten, weil er 
auf den von Säuglingen abgesenkt 
worden ist. Und die haben bekannt-
lich noch keinen Bedarf an Schulbü-
chern. Vor Einführung von Hartz IV 
war der Regelsatz für Kinder von 7 
bis 14 noch 30% höher als der von 

Säuglingen. Ferner konnten einma-
lige Beihilfen für Einschulung, Schul-
bedarf usw. zusätzlich zum Regelsatz 
beantragt werden. 

Heute bekommen Schulkinder 
von der 1. bis zur 9. Klasse genauso 
viel wie Kleinkinder; zusätzliche Bei-
hilfen für Schulmaterialien sind au-
ßer in Sonderfällen nicht mehr mög-
lich.

Die Große Koalition hat mit dem 
„Fortentwicklungsgesetz“ verfügt: 
“Die nach diesem Buch vorgesehenen 
Leistungen (Einschub: wozu Schulko-
sten nicht gehören) decken den Bedarf 
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
und der mit ihnen in Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen (also auch 
der Schulkinder). Eine davon abwei-
chende Festlegung der Bedarfe ist aus-
geschlossen.“ (§ 3 Abs. 3 SGB II neu) 
BASTA. Der Schulbedarf ist per De-
kret immer gedeckt, unabhängig 
von der Höhe des Regelsatzes. 

Mit Hartz IV wurden die früheren ein-
maligen Beihilfen weitgehend in den 
Regelsatz aufgenommen. Faktisch 
wurde der alte Eckregelsatz von 297 
Euro um 16% auf 345 Euro erhöht. 
Diese 16% entsprachen genau den 
durchschnittlichen Ausgaben Er-
wachsener für einmalige Beihilfen im 
Verhältnis zum Eckregelsatz. Bei Kin-
dern betrugen die Ausgaben für ein-
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malige Beihilfen (darunter auch die 
Schulbeihilfen) im Durchschnitt aber 
20% ihres Regelsatzes. Der Regelsatz 
von unter 14-jährigen wurde allein 
deswegen um 6 Euro monatlich ge-
kürzt, weil er jetzt – ohne Berücksich-
tung besonderer Bedarfe – auf einen 
Prozentsatz des Eckregelsatzes redu-
ziert wurde. Ausnahme: mehrtägige 
Klassenfahrten werden auf Antrag 
noch als nicht rückzahlbare Beihilfe 
übernommen.

Hartz IV bedeutet, dass Schulbesuch 
zu einer indirekten Regelsatzkürzung 
führt, da Schulkosten weitgehend 
nicht mehr als Bedarf anerkannt wer-
den. Die Kosten müssen also aus 
dem Regelsatz getragen werden. 

Außerdem muss man Kosten für 
Schulbücher und andere Schulma-
terialien auf einen Schlag vorlegen, 
ohne das Geld dafür ansparen zu 
können. Bei Einschulungen und Neu-
anschaffungen beim Übergang in 
die nächste Klasse usw. kommt es 
deswegen zu zusätzlichen faktischen 
Regelsatzkürzungen.

Was tun?
Inzwischen gibt es einige Klagen. 
Sie hatten bisher insoweit Erfolg, als 
Schulmaterialien wenigstens als Dar-
lehen vergeben wurden. (§ 23 Abs.1 
SGB II) Voraussetzung dafür ist aller-

dings, dass ein vom Regelsatz „um-
fasster Bedarf“ nicht ausreichend be-
friedigt und unabweisbar ist. Man 
muss also froh sein, wenn nach Mei-
nung von Sozialrichtern Schulkosten 
in einem Regelsatz enthalten sind, in 
dem sie gar nicht drin sind.

Denn nur auf dieser Basis ist es 
möglich, einen Anspruch auf einen 
Schulranzen und auf Schulmateri-
alien wenigstens als Darlehen zuzu-
gestehen, das allerdings ab dem fol-
genden Monat mit Abzügen vom 
Regelsatz getilgt wird. (SG Hanno-
ver 18.08.2005 - S 46 431/05 Er und 
31.08.05 - S 46 AS 531/05 ER) Und 
zwar vom Regelsatz des Schulkindes. 
Möglich ist aber, gemäß § 44 SGB II 
die Tilgung zu erlassen. „Träger von 
Leistungen nach diesem Buch dür-
fen Ansprüche erlassen, wenn deren 
Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre.“ Das SG Berlin 
hat in ein entsprechendes Urteil ge-
fällt. (SG Berlin 13.10.2006 - S 37 AS 
12025/05)

Schulkinder werden gewisser-
maßen aufs Betteln verwiesen. Das 
kann es nicht sein. Bei der Anerken-
nung von Schulkosten geht es nicht 
um Unbilligkeit nach Lage des ein-
zelnen Falles. Sie von einem Regel-
satz zu tragen, in dem sie nicht ent-
halten sind, ist in jedem Einzelfall 
„unbillig“.
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Harald Thomé, Frank Jäger und ich 
haben uns einen anderen Weg aus-
gedacht. Unserer Auffassung nach 
können Schulmaterialien für den lau-
fenden Schulbedarf (Schulbücher, 
Schreibhefte, Etui, Füller usw.), aber 
auch ein Schulranzen vom Einkom-
men abgesetzt werden. Einen Ver-
such wäre es wert. Näheres ist in un-
serem „Leitfaden Alg II/Sozialhilfe 
von A - Z“ zu finden. (ebda., 262)

Jedes Schulkind hat Kindergeld, 
das ihm als Einkommen zugerech-
net wird.

Das SGB II gibt vor: „Vom Einkom-
men sind abzusetzen … 5. die mit der 
Erzielung des Einkommens notwendig 
verbundenen Ausgaben“. (§ 11 Abs. 2 
Nr. 5 SGB II) 

Damit sind auch Ausgaben erfasst, 
die dazu dienen, in Zukunft Einkom-
men zu erzielen (z.B. Bewerbungs-
kosten, Fortbildungen, Fachliteratur 
usw. – Durchführungshinweise der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) 11.29, 
vgl. www.tacheles-sozialhilfe.de). 
Darunter fallen auch im weitesten 
Sinne Ausgaben, die einen Nutzen 
für die (zukünftige) Einkommens-
erzielung haben. (Eicher/Spellbrink 
SGB II, Grundsicherung für Arbeitssu-
chende, München 2005, § 11 Rz. 70) 
Qualifizierung und ein guter Schul-
abschluss werden von den Arbeit-
geberverbänden bzw. der Bundesa-

gentur für Arbeit als entscheidende 
Voraussetzung für die Verhinderung 
späterer Arbeitslosigkeit angese-
hen. Schulmaterialien werden benö-
tigt, um Voraussetzungen für die zu-
künftige Erzielung des Einkommens 
aus Ausbildung und Arbeit zu schaf-
fen. Sie sind also faktisch Ausgaben, 
die für die (spätere) Erzielung eines 
Einkommens notwendig sind. Also 
sollte man versuchen, sie vom Kin-
dergeld abzusetzen. 

Ferner wäre es notwendig, den § 23 
SGB II zu verändern. Dieser Paragraf 
lässt nur nicht rückzahlbare, einma-
lige Beihilfen für Erstausstattungen 
der Wohnung und Kleidung zu sowie 
die Übernahme von Kosten mehrtä-
giger Klassenfahrten. 

Einmalige, nicht rückzahlbare Bei-
hilfen müssen aber auch in anderen 
als den bisher zugestandenen Fällen 
möglich sein, z.B. für Lehr- und Lern-
materialien. 

Die Bundesregierung hat bisher 
die Forderung, einmalige Beihilfen 
auch in anderen als den genannten 
Fällen zuzulassen, kategorisch abge-
lehnt. 

Schulkosten müssen bei Kindern 
von Erwerbslosen und Armen we-
nigstens als einmaliger Bedarf aner-
kannt werden, wenn sie schon aus 
dem Regelsatz herausgestrichen 
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wurden. Diese Forderung stellt auch 
der Deutsche Kinderschutzbund auf. 
(junge welt 2./3.12.2006)

Grundsätzlich aber ist zu fordern, 
dass Lehr- und Lernmittel gebühren-
frei zur Verfügung gestellt werden 
müssen, wie es immer noch auf dem 
Papier einiger Länderverfassungen 
steht.

c) Fahrtkosten zur Schule
Im Regelsatz von 2006 sind für das 
Fahrrad eines 13-jährigen inkl. Zube-
hör 1 Euro im Monat enthalten. Bis 
man ein Fahrrad für 100 Euro anges-
part hat, ist die Schulzeit vorbei. 

Für öffentliche Verkehrsmittel sind 
im Regelsatz von 13-jährigen 8,42 
Euro im Monat vorgesehen.

In allen Fällen, in denen es kei-
ne Möglichkeiten der kostenlosen 
Schülerbeförderung gibt, muss es 
Schülermonatskarten für Kinder von 
Hartz-Familien für maximal 8,50 Euro 
monatlich geben, der Höhe des Re-
gelsatzanteils. Eine verbilligte Junior-
karte für Frankfurt-Pass-Inhaber ko-
stet aber schon 27,10 Euro. 

Eine Vielzahl von Erwerbslosen, von 
Gewerkschaftern und anderen Grup-
pen hat in Hannover ein Sozialticket 
für Erwerbslose in Höhe von ma-
ximal 15 Euro gefordert. Das ent-

spricht dem Regelsatzanteil für Ver-
kehrsmittel. Ähnliches müsste auch 
für Schulkinder gelten, es sei denn, 
Schwarzfahren soll gefördert wer-
den.

Die Kosten für eintägige Klassen-
fahrten sollen im Regelsatz enthal-
ten sein. Wo eigentlich? Eintägige 
Klassenfahrten führen zu einer wei-
teren Regelsatzkürzung. Zu empfeh-
len sind also mindestens zweitägige 
Klassenfahrten, damit sich auch Kin-
der von Erwerbslosen daran beteili-
gen können.

 
d) Andere Beispiele
Für Sport- und Freizeitveranstal-
tungen sind im Kinderregelsatz von 
13-jährigen inzwischen 3,76 Euro 
im Monat enthalten. Davon kann 
man einmal im Monat Eislaufen, 
aber ohne sich Schlittschuhe auslei-
hen zu können. Für monatlich 2 Std. 
Schwimmbadbesuch ohne Pommes 
reicht es auch. Mitgliedschaft in 
einem Sportverein aber ist nicht drin. 
Sport an der Schule wird dafür umso 
wichtiger. Umso bitterer ist es, wenn 
Sport ausfällt.

Für Schuhe sind 4,55 Euro im Mo-
nat drin. Um sich ein paar Winterstie-
fel für 60 Euro anzuschaffen, muss 
man mehr als ein Jahr ansparen. … 
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e) Verzicht der Eltern?
Was den Kindern fehlt kann kaum 
aus dem Regelsatz ihrer Eltern begli-
chen werden. Denn die 345 Euro ste-
hen vielfach nur auf dem Papier, weil 
Mieten, Nebenkosten, Heizkosten, 
Tilgungskosten für Eigenheime, Kon-
togebühren und andere Kosten nicht 
in voller Höhe anerkannt werden, 
weil Schulden zurückgezahlt werden 
usw. Kein Wunder, dass am Ende des 
Geldes der Eltern noch viel Monat 
übrig ist. Im letzten Drittel des Mo-
nats wird es immer spärlicher. 

Auf die Frage, wie lange Alg II 
reicht, mailte jemand an Tacheles: 
“Wie die anderen Schreiber hier habe 
ich mich extrem eingeschränkt, aber es 
reicht einfach nicht. Meist sind die ver-
bleibenden Mittel so um den 20sten 
aufgebraucht und ich lebe dann von 
Freunden oder Geschwistern.“ (Tache-
les 22.01.2006) 

„Der Frau, die ihre Scheidung im Janu-
ar 2004 in die Armut trieb, krampfte 
schon oft der Magen. Vor Sorge, vor 
Hunger: „Ich habe mich daran ge-
wöhnt, weniger zu essen. Dann bleibt 
mehr für meine Söhne.“ (NRZ-online 
17.12.2006)

Die sozialen Verhältnisse in Haushal-
ten, die gegen Ende des Monats Sor-
gen haben, wie sie über die Runden 
kommen, bieten mit Sicherheit kei-
ne günstige Grundlage für die Bil-
dungschancen ihrer Kinder. 

Der Regelsatz von Schulkindern 
muss Thema in den Schulen werden. 
Vorbildlich ist in dieser Hinsicht ein 
Schulprojekt in Bremen, in dem das 
im Rahmen des Themas Kinderarmut 
geschah. Die Erkenntnisse der Schü-
lerinnen und Schüler haben sogar 
Widerhall in den Medien gefunden. 
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Der Ernährungsanteil im Regelsatz 
für Schulkinder war vor Einführung 
von Hartz IV höher. Vor Hartz IV hatte 
ein Zwölfjähriger dafür pro Tag 3,45 
Euro zur Verfügung statt den heu-
tigen 2,71 Euro. Mit Hartz IV sank der 
für Kinder unter 14 vorgesehene Be-
trag für Ernährung überdurchschnitt-
lich. Denn der Regelsatz für Kinder 
zwischen 7 und 14 Jahren wurde von 
65% auf 60% des Eckregelsatzes ab-
gesenkt, der von Kindern zwischen 
15 und 18 Jahren von 90% auf 80%. 

Die weitgehende Einbeziehung 
der Bedarfe der früheren einmaligen 
Beihilfen in den Regelsatz führte zu 
einer weiteren Kürzung. Denn der 
Anteil von einmaligen Beihilfen am 
Regelsatz betrug vor Hartz IV bei Kin-
dern 20%. Mit Hartz IV ist er auf 16% 
abgesenkt worden. 

Wäre das bis Ende 2004 geltende 
Leistungsniveau beibehalten wor-
den, hätte der Regelsatz für Kinder 
von 7-14 Jahren allein aus diesen 
beiden Gründen 232 statt 207 Euro 
betragen müssen, der von 15-18jäh-
rigen 319 statt 276 Euro. Hartz IV be-
deutet also eine Senkung des Le-
bensniveaus von Schulkindern aus 
armen Familien um mehr als zehn 

Prozent. Rechnet man ein, dass mit 
Hartz IV die Nichtanrechnung des 
Kindergelds in Höhe von 10,25 Euro 
weggefallen ist, beträgt die Senkung 
sogar mehr als 15%.

„Der neue Regelsatz verbessert die 
Situation der betroffenen Menschen,“ 
erklärte die SPD-Grünen-Bundesre-
gierung vor Inkrafttreten von Hartz 
IV dreist. (Pressemitteilung Nr. 653 
vom 16.12.2004) Mit betroffenen 
Menschen können auf keinen Fall 
Schulkinder gemeint gewesen sein.

Erstaunlicherweise wurde und wird 
die deutliche Kürzung der Regelsät-
ze für Schulkinder so gut wie nir-
gendwo angegriffen. Über Kinder-
armut wird diskutiert, aber nicht 
darüber, dass und warum SPD und 
Grüne mit Zustimmung von CDU 
und FDP mit Einführung von Hartz 
IV die Regelsätze für Schulkinder ge-
senkt haben. 

Wolf Jürgen Röder, Vorstandsmit-
glied der IG Metall: “Wir wollen den 
Skandal deutlich machen, dass in kei-
ner anderen Industriegesellschaft 
die soziale Herkunft so sehr über Bil-
dungschancen und damit über die 
berufliche und soziale Zukunft ent-

II. Hartz IV – Senkung des Leistungsniveaus für  
Schulkinder um mehr als zehn Prozent
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scheidet wie in Deutschland.“ (FR 
11.12.2006) Dass die Große Koalition 
die Bildungschancen durch die Kür-
zung des Leistungsniveaus für Schul-
kinder um mehr als zehn Prozent er-
heblich verschlechtert hat, erwähnte 
er nicht.

Auch der Armuts- und Reichtums-
forscher Ernst-Ulrich Huster er-
wähnt die Kürzung der Regelsät-
ze für Schulkinder nicht, obwohl er 
eine „deutliche Anhebung des Sozi-
algeldes für Kinder und Jugendliche“ 
für notwendig hält. Eine Rücknah-
me der Kürzung wäre doch das erste, 
was zu fordern wäre, unabhängig da-
von, dass darüber hinaus eine deut-
liche Anhebung richtig ist.

Die Koordinierungsstelle gewerk-
schaftlicher Arbeitslosengruppen in 
Berlin (KOS) führt gerade eine Kam-
pagne durch mit dem Motto: “Rei-
ches Land – Arme Kinder“. Sie stellt 
sehr gut dar, welches mickrige Le-
bensniveau Kinder mit Hartz IV ha-
ben. Dass die Regelsätze der Schul-
kinder gesenkt worden sind, findet 
bisher leider keine Erwähnung. 

Da die Senkung der Regelsätze für 
Schulkinder kein Thema ist, kann 
auch die Frage kein Thema sein, wa-
rum die Regelsätze von Schulkindern 
abgesenkt wurden. Das war bisher 

für diejenigen, die sich für das Wohl 
der Kinder einsetzen, kein Thema. 
Das gilt auch für die GEW. Die Hartz 
IV-Parteien reden natürlich sowie-
so nicht darüber, weil sie Hartz IV als 
Wohltat und sich als kinderfreund-
lich vermarkten wollen. 

Mit welcher Begründung  
wurde das Regelsatzniveau  
der Schulkinder gesenkt?
Die damalige Bundesregierung im 
Originalton: “Mit der neuen Regelsatz-
verordnung werden die Leistungen für 
Familien gerechter verteilt.“ (Presse-
stelle BMGS vom 16.05.2004) Wieso 
Gerechtigkeit?

„Die neuen Anteile von 60 vom Hun-
dert bzw. 80 vom Hundert des Eckre-
gelsatzes orientieren sich an einer wis-
senschaftlichen Untersuchung des 
Statistischen Bundesamtes (Margot 
Münnich, Thomas Krebs, Ausgaben für 
Kinder in Deutschland, Berechnungen 
auf der Grundlage der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 1998, Wirt-
schaft und Statistik 12/2003, 1080 ff.), 
wonach 14-jährige und ältere Kinder 
etwa um ein Drittel höhere Kosten als 
jüngere Kinder verursachen. Mit der 
Neuregelung wird…der nach dem bis-
herigen Regelsatzsystem zu große Un-
terschied in den Leistungen für kleine 
und große Kinder…beseitigt.“ (Verord-
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dann hätte der Regelsatz der 
Kinder zwischen 15 und 18 
um 50% höher sein müssen 
als der von Vorschulkindern 
und nicht nur um ein Drittel.

Schulkinder zwischen 12 und 14 Jah-
ren trifft die Kinderfreundlichkeit der 
Hartz IV-Parteien am härtesten. Von 
ihren um 50% höheren Ausgaben 
gegenüber den Ausgaben für unter 
6- jährige haben die Kinderfreunde 
von Hartz IV nicht einmal einen ein-
zigen Cent anerkannt. 

In den vom Statistischen Bundes-
amt ermittelten Lebenshaltungsko-
sten für Kinder sind allerdings Aus-
gaben für Bildung, dass heißt für 
die Schule noch gar nicht enthalten. 
(Münnich, Krebs 2002, 1080). Die Un-
terschiede zwischen Kindern unter 
6 und Kinder über 6 Jahren sind also 
noch erheblich größer als 20% bzw. 
50%.

Immerhin steht wenigstens im 
SGB XII als vermodernde Paragra-
phenruine noch der Satz: “Bei Kin-
dern und Jugendlichen umfasst der 
notwendige Lebensunterhalt auch den 
besonderen, vor allem den durch ihre 
Entwicklung und ihr Heranwachsen 
bedingten Bedarf.“ (§ 27 Abs. 2 SGB 
XII) Bei Schulkindern der Armutsbe-
völkerung wird seit Hartz IV kein be-

•nung zur Durchführung des § 28 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, 
Bundesministerium für Gesundheit 
und Soziale Sicherung, Drucksache 
206/04 vom 12.03.2004, 11; Neben-
bei: der Aufsatz stammt nicht von 
2003, sondern von 2002.)

In der genannten Untersuchung 
ist aber gar nicht von Altersgruppen 
von 0 bis 14 und 15 bis 18 Jahren die 
Rede, sondern nur von Altersgrup-
pen von 0 bis 6, 6 bis 12 und 12 bis 
18 Jahren.

Die Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes ergaben, dass die Aus-
gaben für Kinder der Altersgruppe 
zwischen 6 und 12 knapp 20% über 
denen der Altersgruppe unter 6 Jah-
ren liegen. 

Die Ausgaben für Kinder zwischen 
12 und 18 Jahren liegen sogar um 
50% über den Kosten der Kinder un-
ter 6 Jahren. (Münnich, Krebs 2002, 
1090)

Die Aussage der Bundesregierung, 
sie habe sich an diesen wissenschaft-
lichen Ergebnissen „orientiert“, be-
deutet im Klartext: sie hat sie über-
haupt nicht beachtet. 
Hätte sie sich daran orientiert, 

dann hätte z.B. das Lebensni-
veau der 7 bis 14-jährigen nicht 
auf das von Säuglingen herun-
tergekürzt werden dürfen und

•
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sonderer, durch ihr Heranwachsen 
bedingter Bedarf mehr anerkannt.

Die neue Bundesministerin für Fa-
milie, Ursula von der Leyen erklärte 
dennoch bei der ersten Lesung des 
12. Kinder- und Jugendberichts im 
Bundestag: “Für die Zukunftsfähig-
keit unserer Gesellschaft gibt es kei-
ne wichtigere Aufgabe als die zuge-
wandte, verlässliche und kompetente 
Unterstützung aller Kinder, die in diese 
Gesellschaft hineinwachsen.“ 
(www.bmsfj.de/root,did=72370.
html)

Schön hat sie das wieder gesagt. 
Sie verwechselt die Kinder der bür-
gerlichen Schicht, der sie selbst an-
gehört, mit allen Kindern.

Bei der Senkung der Regelsät-
ze für Schulkinder geht es vor allem 
darum, auf verlässliche und kompe-
tente Art Erwerbslose samt ihrer Kin-
der billiger abzuschreiben und das 
Lohnniveau der Eltern zu senken. 
Dazu später mehr. 
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Eckregelsatz heißt der Regelsatz 
eines Alleinstehenden, weil sich da-
von alle anderen Regelsätze, vor 
allem die der Kinder, als Prozent-
sätze ableiten. Je höher der Eckre-
gelsatz, desto höher die Beträge für 
Kinder. Wenn eine notwendige Erhö-
hung des Eckregelsatzes verhindert 
wird, trifft das immer zugleich auch 
die Kinder. Wenn er für die erwerbs-
fähigen Eltern gesenkt wird, wie es 
die Arbeitgeberverbände und insbe-
sondere die christlichen Parteien an-
streben, senkt das auch die Regelsät-
ze für die Kinder.

Wie ist der heute geltende Eckregel-
satz festgesetzt worden?

Er wird aus dem Verbrauchsverhal-
ten der unteren 20% der Einperso-
nenhaushalte der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) abgelei-
tet. In der EVS 1998 betrug ihr Ein-
kommen 810 Euro, in der EVS 2003 
nur noch 794 Euro. Nach Abzug von 
Unterkunftskosten und Heizung blie-
ben 497 Euro übrig. Die Bezugsgrup-
pe der Regelsatzfestsetzung liegt mit 
ihrem Einkommen weit unterhalb 
der Armutsrisikogrenze, die die Bun-
desregierung für einen Alleinstehen-

den in Deutschland auf 938 Euro im 
Jahre 2003 festgesetzt hat. (Armuts-
bericht 2005, 44)

a) regelsatzrelevante Ausgaben
Grundprinzip der Regelsatzfestset-
zung ist angeblich, dass Alg II/Sozi-
alhilfebezieherInnen ähnlich leben 
sollen wie die Nicht-Sozialhilfeemp-
fänger der unteren 20% der Verbrau-
chergruppen.

Tatsächlich aber werden sie erheb-
lich schlechter gestellt. 

Denn von den 500 Euro, mit de-
nen die Ein-Personen-Haushalte der 
unteren Verbrauchergruppen mo-
natlich leben, werden nur 345 Euro 
als „regelsatzrelevant“ anerkannt, der 
Rest von 155 Euro wird als „nicht re-
levant“ herausgerechnet. Ausgaben 
für die Unterhaltungskosten eines 
Kfz, für Mobilfunk, Bildungswesen, 
Schmuck, freudespendende Haus-
tiere oder Gartenpflege sind völlig ir-
relevant.

Ausgaben für Strom werden nicht 
in voller Höhe, Ausgaben für Ver-
zehr außer Haus nur zu einem Drittel 
anerkannt, Ausgaben für Kontoge-
bühren nur zu einem Bruchteil. Zah-
lungen an Ärzte und viele Ausgaben 

III. Wie kommt der Eckregelsatz überhaupt zustande,  
von dem sich die Beträge für Kinder ableiten? 
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für Freizeit, Unterhaltung und Kultur 
werden nicht anerkannt usw.
Allein die bis jetzt genannten nicht 
regelsatzrelevanten Ausgaben ma-
chen schon mehr als die Hälfte der 
nicht relevanten Ausgaben aus, um 
die die Verbrauchsausgaben unterer 
Verbrauchergruppen gekürzt wur-
den.

Meines Erachtens sollten alle Aus-
gaben unterer Verbrauchergruppen 
als regelsatzrelevant eingestuft wer-
den, damit Erwerbslose wenigstens 
so leben können wie die untersten 
Verbrauchergruppen auch.

b) Durchschnittsausgaben  
statt Bedarf
Für öffentlichen Nahverkehr stellt 
der Eckregelsatz z.B. 14,03 Euro oder 
47 Cent am Tag zur Verfügung. Das 
entspricht den Durchschnittsausga-
ben der 2.791 Ein-Personen-Haus-
halte, die die Bezugsgruppe bilden. 
Doch nur 1.322 Haushalte, dass heißt 
weniger als die Hälfte der unteren 
20% der Verbrauchergruppen, hat-
ten tatsächliche Ausgaben für den 
ÖPNV. Sie gaben sparsame 31,75 
Euro pro Haushalt im Monat aus.

Die Durchschnittsausgaben der 
1.322 Personen, die öffentliche Ver-
kehrsmittel benutzen, werden aber 
auf alle 2.791 Haushalte bezogen. 
Und so bleiben für jeden dieser 

2.791 Haushalte im Schnitt eben nur 
noch 14,03 Euro monatlich für öf-
fentliche Verkehrsmittel übrig und 
für Kinder unter 14 Jahren eben 
nur 60% davon oder 8,42 Euro. Ob 
die Hartz-Parteien das als bedarfs-
deckend darstellen oder nicht: wer 
ausschließlich öffentliche Verkehrs-
mittel nutzt (mehr wird von den Ex-
perten für relevante Ausgaben nicht 
anerkannt), kann mit 14,03 Euro sei-
ne mehr als doppelt so hohen realen 
Ausgaben nicht decken. 

Die Senkung von Bedarfen, die für 
jeden als notwendig anerkannt wer-
den, auf Durchschnittsausgaben, 
führt zu enormen Kürzungen. 

Meines Erachtens müssten als 
Grundbedürfnisse anerkannte Aus-
gaben für jeden in vollem Umfang 
anerkannt werden. Wer dann ein 
notwendiges Bedürfnis nicht befrie-
digt, kann das Geld für andere Zwe-
cke ausgeben. Mit dem heutigen 
Verfahren können und sollen Grund-
bedarfe, aber auch als „regelsatzrele-
vant“ anerkannte Bedarfe, gar nicht 
gedeckt werden.

c) Rentnerregelsatz
Die Altersstruktur der alleinstehen-
den Personen, deren Verbrauchsver-
halten Grundlage des Regelsatzes ist, 
wird bisher nicht veröffentlicht. Aus 
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dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales sickerte aber durch, 
dass 50% der Bezugsgruppe über 65 
Jahre alt sind, 20% unter 25 und 30% 
zwischen 25 und 65. (Aussage von 
Frau Buck in der AG Soziale Gerech-
tigkeit der SPD-Bundestagsfraktion 
am 22.Juni 2006)

Der Eckregelsatz ist also, salopp 
gesagt, ein Rentner-Regelsatz. Die 
Kinderregelsätze setzen sich im We-
sentlichen aus Anteilen der Ver-
brauchsausgaben von RentnerInnen 
zusammen.

Deren Verbrauchsausgaben sind 
aber in den regelsatzrelevanten Be-
darfspositionen erheblich nied-
riger als die von erwerbsfähigen 
Personen. Das führt dazu, dass der 
Eckregelsatz für Alg II-Bezieher und 
damit auch die Kinderregelsätze von 
vornherein zu niedrig festgesetzt 
werden.

Angaben über das unterschiedliche 
Ausgabeverhalten von Personen 
über und unter 65 in der untersten 
Einkommensgruppe findet man nur 
noch in der Auswertung der EVS 
1998, nicht mehr in der Sonderaus-
wertung der EVS 2003. 

Alleinstehende Personen unter 65 
Jahren, die ein monatliches Netto-
einkommen unter 920 Euro hatten, 
gaben 1998 für die im Regelsatz ent-

haltenen Ausgabenpositionen (ohne 
Haushaltsenergie) 22,7% mehr aus 
als Personen über 65 Jahren. (Sta-
tistisches Bundesamt, Wirtschafts-
rechnungen, Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe 1998, Fachserie 
15, Heft 4 Einnahmen und Ausga-
ben privater Haushalte, Wiesbaden 
2001, 102, eigene Berechnung) Für 
Verkehrsmittel gaben sie z.B. 231% 
mehr, für Freizeit 25% und für Gast-
stättenbesuche 61% mehr aus, …

Erwerbslose auf das Bedürfnisni-
veau von Nicht-Erwerbsfähigen he-
runterzurechnen macht man nur, 
wenn man sie billig abschreiben will.

Von diesem so erfinderisch herun-
tergekürzten Eckregelsatz leiten sich 
die Bedarfe der Kinder ab, die ihrer-
seits noch einmal heruntergekürzt 
wurden. Kinder sind Nebensache. 

Die Regelsätze müssten auf spe-
zifischen Untersuchungen über 
die Bedürfnisstruktur und die Ver-
brauchsausgaben von Kindern be-
ruhen.

d) Sinkende Einkommen –  
sinkender Regelsatz
Die Einkommen der Bezugsgrup-
pe für den Eckregelsatz waren in der 
EVS 2003 um 15 Euro niedriger als 
1998. Insbesondere die Beträge, die 
für Ernährung ausgegeben wurden, 
sind deswegen auf einen neuen Tief-
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stand gesunken. Sie liegen im Auf-
schwungjahr 2006 noch unter dem 
Niveau des Krisenjahres 1993. 
Das ist völlig inakzeptabel. 
Der DGB-Bundesvorstand fordert 
bis heute nicht einmal eine Erhö-
hung des Eckregelsatzes auf eine be-
stimmte Summe. Damit fällt er Er-
werbslosen und ihren Kindern in den 
Rücken. 

Der Paritätische Wohlfahrtsver-
band fordert zumindest eine Erhö-
hung des Eckregelsatzes auf 420 
Euro.

Aber: die 420 Euro bewegen sich auf 
der Basis der gegenwärtigen Bemes-
sungsgrundlage der EVS. Diese im 
SGB XII verankerte Grundlage ist je-
doch inakzeptabel. 

420 Euro bedeuten 
Es wird akzeptiert, dass pro Tag 
für Ernährung 3,79 Euro zur Ver-
fügung stehen, weil eben nicht 
mehr ausgegeben worden ist. Di-
ese ärmliche Summe kommt nicht 
zuletzt dadurch zustande, dass 
über 65-jährige einen geringeren 
Kalorienbedarf haben und 20% 
der 65-69-jährigen auch noch zu 
wenig essen. Das zeigte eine Pa-
derborner Studie unter Leitung 
des Ernährungswissenschaftlers 
Helmut Heseker. (Passauer Neue 

1 .

Presse 27.07.2006)  
Für eine halbwegs angemes-
sene Ernährung braucht man 
mindestens 50% mehr, also 
etwa 5,70 Euro am Tag. Der Re-
gelsatz von 420 Euro müsste 
also allein deshalb noch ein-
mal um 60 Euro höher sein.
Es wird akzeptiert, dass die Ver-
brauchsausgaben im Wesent-
lichen durch den Verbrauch von 
RentnerInnen bestimmt wer-
den. Damit wird deren redu-
ziertes Ausgabeverhalten mit 
zum Maßstab, wieviel Geld Kin-
dern zugestanden wird.

Die gegenwärtige Art und Weise der 
Regelsatzfestsetzung muss vor allem 
aus diesen beiden Gründen ge-
sprengt werden. 

Der Eckregelsatz muss auf minde-
stens 500 Euro erhöht werden, wie 
es von vielen Kräften in der sozialen 
Bewegung und vom Frankfurter Ap-
pell gegen Lohn- und Sozialabbau 
gefordert wird.

Die Erhöhung des Eckregelsatzes 
ist das wichtigste Mittel, um das Le-
bensniveau auch der Kinder von Er-
werbslosen und Armen zu verbes-
sern. Dann würden sich nämlich 
auch die Regelsätze der Kinder auf 

2 .
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300 bzw. 400 Euro erhöhen. Schul-
kosten könnten dann eher getra-
gen werden, ebenso wie Fahrtkosten 
usw.

Umgekehrt: alle Bestrebungen, den 
Eckregelsatz zu senken oder seine 
Erhöhung zu verhindern, richten sich 
direkt auch gegen Hunderttausen-
de von Kindern aus Armutshaushal-

ten, deren Lebensniveau vom Eckre-
gelsatz abhängt. SchülerInnen und 
LehrerInnen sollten sich das bewusst 
machen und entsprechend eingrei-
fen. Dieser Zusammenhang wird in 
der gegenwärtigen Diskussion um 
die ständigen Forderungen des Ka-
pitals, den Eckregelsatz abzusenken, 
völlig ausgeblendet.

IV. Warum die Anstrengungen, die Lebensverhältnisse der 
Kinder von Erwerbslosen zu verschlechtern?

Die neuen Regelsätze verschlechtern 
die Situation der 1,5 bis 2 Millionen 
Schulkinder, die von Hartz IV leben, 
erheblich. 

Die PISA-Studie ist in aller Munde, 
die riesige Kluft der Bildungschan-
cen von Arbeiterkindern gegenüber 
Kindern bürgerlicher Schichten. 

Tatsache ist, Bildung für alle kann 
kein Motiv sein, wenn die Lebens-
verhältnisse eines bedeutenden Teils 
der Schulkinder deutlich verschlech-
tert werden. Die Regelsatzkürzungen 
zeigen, dass keine Absicht besteht, 
die Chancen von Hartz IV-Kindern zu 
verbessern bzw. ihnen mehr „Teilha-
be“ zuzugestehen. Erst recht spielt 
das Bekenntnis zur Schlüsselbedeu-
tung von „individueller Förderung“ 
für sie keine Rolle, von der Bundes-

präsident Köhler in Erziehung und 
Wissenschaft geschrieben hat. (E&W 
11/2006, 22) 

Billiger abschreiben hat Vorrang vor 
Fördern. Prof. Dr. Manfred Pohl, eng 
verbunden mit der Deutschen Bank, 
Mitglied des vom Kapital gespon-
sorten Konvents für Deutschland, 
brachte das unübertroffen deutlich 
zum Ausdruck. 

„Die rund fünf Prozent der Men-
schen, die intellektuell in der Lage sind, 
geistige Höchstleistungen zu vollbrin-
gen, etwa durch Erfindungen, müs-
sen frühzeitig aus dem Durchschnitt 
herausgefiltert und spätestens nach 
dem Kindergarten spezifisch geför-
dert werden. Die etwa 30 Prozent, die 
Erfindungen umsetzen, installieren, 
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warten oder Bildung weitergeben kön-
nen, bedürfen ebenfalls eines eigenen 
Bildungsweges, genauso wie die rest-
lichen 65 Prozent, die Maschinen be-
dienen und einfache geistige Arbeiten 
verrichten. Von ihnen ist etwa ein Drit-
tel nicht bildungsfähig, egal wie viele 
Millionen für ihre Bildung aufgebracht 
werden.“ (Manfred Pohl, Das Ende des 
Weißen Mannes, Eine Handlungsauf-
forderung, Berlin 2007, 15) Mehr als 
20% der Kinder sind angeblich nicht 
bildungsfähig. Wieso noch Geld in 
sie investieren, wenn es sich sowieso 
nicht rechnet. Wenn man weniger für 
sie ausgibt, schadet das ihnen nicht.

Der frühere Bundespräsident Ro-
man Herzog lobt Pohl und sein Buch 
inklusive des Drei-Klassen-Schulsy-
stems ausgerechnet mit dem Satz: 
“Wir bedürfen klarer Handlungsauf-
forderungen, um Überlebenschancen 
zu entwickeln, damit unsere Kinder 
eine Zukunft haben.“ Mit „unsere Kin-
der“ sind auf keinen Fall die Kinder 
derjenigen gemeint, die als nicht bil-
dungsfähig gelten. Sie sollen keine 
Zukunft haben.

Die allgemeine Richtung der Ver-
bände des Kapitals, der Mehrheit der 
Ökonomen, wie z.B. des Sachverstän-
digenrats der Bundesregierung, der 
Medienkonzerne und auch verschie-
dener Parteien geht nicht zuletzt 

deshalb dahin, den Eckregelsatz und 
damit auch die Regelsätze der Kin-
der um 25, 30 oder mehr Prozent zu 
senken. 

Die Bertelsmann-Stiftung, die Inha-
berin des Bertelsmannkonzerns, und 
das Ifo-Institut treten sogar für die 
völlige Streichung der Regelsätze für 
Erwerbsfähige ein, dass heißt der Re-
gelsätze der erwerbslosen Eltern. 

Die gegenwärtige Höhe des Eck-
regelsatzes und die Höhe der davon 
abgeleiteten Kinderregelsätze gelten 
als Fehlanreize, die die Bereitschaft 
schwächen, Lohnarbeit für möglichst 
niedrige Löhne anzunehmen. „Es 
muss selbstverständlich und „zumut-
bar“ werden, Jobs zu Stundenlöhnen 
von zum Beispiel 3 oder 4 Euro anzu-
nehmen,“ erklärt die Dachorganisa-
tion aller Unternehmen in Deutsch-
land, der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag. (DIHT, Mehr 
Chancen am Arbeitsmarkt, Für einen 
besseren Einstieg Arbeitsloser, Ar-
beitspapier, Berlin Januar 2006, 1) 

Den grundsätzlichen Standpunkt 
des Kapitals brachte neulich die Re-
daktion der Zeitschrift Capital scho-
nungslos zu Ausdruck. Sie gehört 
zum Bertelsmannkonzern, dessen In-
haber, die Bertelsmann-Stiftung, die 
Bundesregierung auch bei Hartz IV 
beraten hat und berät.
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„Bei Lichte besehen stellen die Hartz 
IV-Empfänger die größte Gruppe der 
Kapitalisten in Deutschland. Das zeigt 
ein Blick auf eine Familie mit zwei Kin-
dern, die von Arbeitslosengeld II lebt 
und damit pro Jahr durchschnittlich 
21.600 Euro bezieht. (1.800 Euro im 
Monat) Wer dieses Einkommens (vor 
Steuern) auf dem Finanzmarkt erzielen 
möchte, braucht mindestens 540.000 
Euro Kapital, wenn man eine realis-
tische Rendite von vier Prozent zugrun-
delegt. Derzeit gibt es etwa zwei Milli-
onen solcher Bedarfsgemeinschaften, 
die hochgerechnet zusammen die un-
vorstellbare Summe von 1.080 Milli-
arden Euro binden. ... Die immerhin 
48 Steuermilliarden, die er (der Staat) 
den Bürgern in diesem Jahr dafür ent-
ziehen muss, verhindern, dass ein Ka-
pitalstock in dieser Größenordnung 
gebildet ... wird. ... Jeder Hartz IV-Emp-
fänger konsumiert das Geld, das ei-
gentlich für den Aufbau neuer Ar-
beitsplätze notwendig wäre.“ (capital 
23/2006) 

Mit unsäglichen Schmerzen sehen 
die Vertreter des Kapitals, dass El-
tern und die Kinder, die von Hartz 
IV leben, Steuergelder verkonsu-
mieren und diese damit ihrer sinn-
volleren Bestimmung entzogen wer-
den, nämlich in Kapital verwandelt 
zu werden. Das Interesse an arbeits-

losen Eltern und ihren Kindern ist 
gleich Null. Sie vernichten Kapital, 
statt Kapital zu vermehren. Hass und 
Verachtung prägen das Gefühlsleben 
dieser Schreiberlinge, nicht soziale 
Verantwortung oder Solidarität. Am 
liebsten würde das Kapital gar nichts 
zahlen, so wie es im 19. Jahrhundert 
oder im Mittelalter üblich war. 

Die Verhältnisse dahin zurückzudre-
hen dürfte in Deutschland aber un-
möglich sein, weil es als Kriegserklä-
rung betrachtet und zur Rebellion 
der vielen Millionen Lohnarbeite-
rInnen samt ihrer Kinder führen wür-
de. Die Furcht davor führt zu einer 
gewissen Zurückhaltung. Deshalb 
ist für ein anderes Blatt des Bertels-
mannkonzerns, die Financial Times 
Deutschland, selbst eine Regelsatz-
senkung „ein Vorschlag…, der für 
die Politik verständlicherweise unan-
nehmbar war.“ (FTD 09.01.2007) 

Aber die Propaganda geht in die-
se Richtung. 

„Wer arbeitslos ist, darf nicht mehr 
haben, als jemand der arbeitet,“ heißt 
es von Merkel bis Müntefering. 

Das ist auch in jedem Einzelfall 
erfüllt, wenn konkrete Arbeitslose 
Lohnarbeit aufnehmen. Aber: es gilt 
nicht, wenn man den Bedarf einer 
vierköpfigen Familie, den Bedarf von 
Eltern und z.B. zwei Schulkindern, 
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mit dem Lebenshaltungsniveau der 
vierköpfigen Familie eines Lohnar-
beiters mit einem niedrigen Lohn 
vergleicht. 

Genau das tun die vom Bundesver-
band der Deutschen Industrie, sei-
nem Institut der deutschen Wirt-
schaft, den Medienkonzernen und 
den entsprechenden Politikern ver-
breiteten Rechenbeispiele. 

Die von Capital beklagten 1.800 
Euro monatlich bestehen aus den 
Regelsätzen der Eltern in Höhe von 
622 Euro, dem Regelsatz z.B. eines 
12-jährigen und eines 15-jährigen 
Schulkindes in Höhe von zusammen 
483 Euro und 695 Euro für Unter-
kunfts- und Heizungskosten. 

Die 1.800 Euro Hartz IV-Ausga-
ben für eine vierköpfige Familie wer-
den in den entsprechenden Brutto-
lohn von z.B. 15 Euro umgerechnet 
(bei 2.500 Euro brutto und einer 38,5 
Stundenwoche). 

Den Eltern der vierköpfigen Hartz 
IV-Familie wird unterstellt, dass sie 
keinen Bock haben zu arbeiten, weil 
ihre Stütze höher ist als die Armuts-
löhne, die man ihnen anbietet, plus 
Kindergeld. 

Nehmen wir großzügigerweise an, 
mit „jemand der arbeitet“, sei ein 

Leiharbeiter mit 7,02 Euro brutto Ta-
riflohn und einer 40 Stundenwoche 
gemeint, nicht der Möbelpacker, der 
in Bochum für 3,14 Euro bei einer 
Leiharbeitsfirma schuftet. 

Die 1.215 Euro brutto, die er hät-
te, bringen 920 Euro netto. Plus dem 
Freibetrag von Hartz IV in Höhe von 
gegenwärtig 280 Euro, käme er auf 
1.200 Euro, plus Kindergeld auf 1.508 
Euro. Die Hartz IV-Familie, deren Alg 
II-Bedarf jetzt noch bei 1.800 Euro 
liegt, dürfte also nur rund 1.230 Euro 
Alg II bekommen, damit es gerecht 
zugeht in Deutschland. 1.230 Euro 
wären das Nettoeinkommen eines 
Niedriglöhners, nachdem der Frei-
betrag für Erwerbstätige abgezogen 
wurde. Dann ist nach Meinung des 
Kapitals der Abstand zum Armuts-
lohn gewahrt.

Im Armutslohn von 7,02 Euro brutto 
ist kein einziger Cent für den Nach-
wuchs der Ware Arbeitskraft, dass 
heißt für Kinder enthalten. Die staat-
liche Leistung Hartz IV, trotz aller Kri-
tik an der Höhe der Kinderregelsätze, 
erkennt wenigstens noch den Bedarf 
von Kinder als notwendig an. 

Die staatliche Anerkennung des 
Bedarfs von Kindern durch Hartz IV 
stört aber das Interesse des Kapitals, 
möglichst viele Erwerbslose in Ar-
mutslöhne hineinzuzwingen, die kei-
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nerlei Kosten für den Nachwuchs der 
Arbeitskräfte enthalten. Die angeb-
liche soziale Verantwortung des Ka-
pitals geht nicht einmal so weit, dass 
es für die Unterhaltungskosten des 
Nachwuchses an Arbeitskräften über 
den Lohn bzw. über Sozialleistungen 
aufkommen möchte. Soviel zur Kin-
derfreundlichkeit des Kapitals. Das 
Kapital erkennt von seinem Grundin-
teresse nur seine Profitinteressen an, 
sonst nichts.

Die Interessen des Kapitals kön-
nen befriedigt werden, in dem man 
den Eckregelsatz so lange senkt, bis 
der Bedarf einer vierköpfigen Fami-
lie inkl. Warmmiete auf z.B. eben di-
ese 1.230 Euro geschrumpft ist. Der 
Eckregelsatz müsste dann auf 167 
Euro absinken, also auf weniger als 
die Hälfte. Damit würde der Regel-
satz eines Schulkindes auf 100 Euro 
abfallen.

Dasselbe Ziel würde auch mit den 
Forderungen der Bertelsmann-Stif-
tung erreicht, die Regelsätze beider 
Eltern streichen und nur noch die Re-
gelsätze der Kinder plus Warmmiete 
zu zahlen.

Das trauen sich die Hartz IV-Parteien 
zur Zeit nicht. Sie haben sogar aus 
politischen Gründen den Eckregel-
satz in Ostdeutschland leicht erhöht 

und verhindert, dass der Eckregel-
satz von 345 Euro gesenkt wird. Der 
Eckregelsatz hätte ab Juli 2006 ei-
gentlich gesenkt werden müssen, 
wenn dieselbe Berechnungsmetho-
de beibehalten worden wäre wie bei 
der Einführung von Hartz IV.

Da die Hartz IV-Parteien aber den-
noch nach der Blaupause des Kapi-
tals handeln, haben sie sich darauf 
beschränkt, die Regelsätze durch 
eine Vielzahl von Maßnahmen in-
direkt zu senken und, da am leich-
testen durchsetzbar, wenigstens die 
Regelsätze der Schulkinder offen zu 
senken. Da war der Widerstand am 
geringsten bzw. gar nicht vorhan-
den.

Da das Lohnniveau in direktem Zu-
sammenhang mit dem Regelsatz-
niveau steht, ist nicht nur die Er-
höhung des Eckregelsatzes auf 
mindestens 500 Euro notwendig. 
Dem Interesse des Kapitals an Lohn-
senkungen wirkt auch ein gesetz-
licher Mindestlohn oberhalb dieses 
Niveaus entgegen. Er sollte minde-
stens zehn Euro brutto pro Stunde 
betragen. 7,50 Euro brutto liegen im 
Durchschnitt unterhalb des Alg II-Be-
darfs.
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Die GEW protestiert dagegen, dass 
mit Einführung von Hartz IV die Re-
gelsätze für Schulkinder gesenkt 
worden sind. Wir fordern eine deut-
liche Erhöhung der Regelsätze für 
Schulkinder. Da sich Kinderregelsät-
ze prozentual vom Eckregelsatz ab-
leiten, kann dies nur über eine gene-
relle Erhöhung dieses Eckregelsatzes 
erfolgen. 

Wir unterstützen die diesbezügliche 
Kampagne der gewerkschaftlichen 
Arbeitslosengruppen und fordern 
darüber hinaus, den Eckregelsatz 
von gegenwärtig 345 Euro auf min-
destens  500 Euro monatlich zu er-
höhen.

Als Folge ist die gewerkschaftliche 
Forderung für die Höhe des gesetz-
lichen Mindestlohnes deutlich nach 
oben zu korrigieren.

Wir bekräftigen in diesem Zusam-
menhang die in unserem Gewerk-
schaftstagsbeschluss “Bildung ist kei-
ne Ware” aufgestellten Forderungen 

Beschluss des GEW-Hauptvorstandes (März 2007)

nach freiem Zugang zu gebühren-
freien qualitativ guten Kinderta-
gesstätten (3.1) und nach einer ge-
bührenfreien allgemeinbildenden 
Schule, einschließlich Lernmittel-
freiheit bis zum Erreichen der Hoch-
schulreife (3.2)

Als kurzfristige Sofortmaßnahmen 
für Kinder aus Familien von erwerbs-
losen und erwerbstätigen Alg II-Be-
zieherInnen fordern wir:

Gebührenfreiheit bei Essens
angeboten in Schulen und  
Kindertagesstätten
Befreiung von Beiträgen für den 
Besuch von Kindertagesstätten
Befreiung von Gebühren für  
Lehr- und Lernmittel 
Wiedereinführung von einmaligen 
Beihilfen für besondere Zwecke, 
insbesondere für Schulbedarf etc.

•

•

•

•



Ein Hartz für Kinder

Die 13-jährige Yvonne Müller geht auf 
die Hauptschule. Ihr Vater ist arbeits-
los, ihre Mutter hat einen Minijob als 
Verkäuferin. Yvonne hat noch eine 3-
jährige Schwester.

Die Familie bezieht Hartz IV. Jedes Mit-
glied der Familie erhält einen soge-
nannten Regelsatz (für die Lebenshal-
tungskosten) plus die angemessenen 
Unterkunfts- und Heizungskosten.

CDU/SPD/Grüne/FDP gewähren Yvon-
ne ab 2005 207 Euro im Monat als Re-
gelsatz. Das gilt für alle 6 bis 14-jäh-
rigen SchülerInnen.

 
Wie soll Yvonne mit 207 Euro 
monatlich auskommen? 

Sie soll ausgeben können
für Essen und Trinken 2,71 Euro 
am Tag (0,59 Euro für Frühstück; je 
1,06 Euro für Mittag- und Abendes-
sen) Das Mittagessen in der Schu-
le kostet sie aber schon 2,50 Euro.  
Leerer Magen lernt nicht gern!

•

für öffentliche Verkehrsmittel 0,28 
Euro am Tag (8,42 monatlich)  
Yvonnes verbilligte Monatskarte ko-
stet schon 27,10 Euro (in Frankfurt).

für ein Fahrrad 1,00 Euro im Monat 
Für ein Fahrrad, das 50 Euro kostet, 
müsste Yvonne vier Jahre sparen. 

für Klamotten 14,73 Euro im Monat 

für Schuhe  4,55 Euro im Monat

für Sport- und Freizeitveran-
staltungen 3,76 Euro im Mo-
nat. Das reicht für 2 Stunden 
Schwimmbad ohne Pommes.

Null Euro für Schulkosten  
im Namen der „Gerechtigkeit“

Für Schulkosten ist kein einziger Cent 
mehr im Regelsatz enthalten. Schul-
kinder bis 14 erhalten seit der Einfüh-
rung von Hartz IV genauso viel wie 
Säuglinge. Vor Hartz IV hatte Yvonne 
noch 30% mehr. 

•

•

•

•

•



Begründung für die Kürzung: „(Damit) 
werden die Leistungen für Familien ge-
rechter verteilt.“ (Bundesgesundheitsmi-
nisterium Pressestelle 16.05.2004)

Die Bundesregierung berief sich auf 
eine Untersuchung des Statistischen 
Bundesamtes über die Verbrauchsaus-
gaben von Kindern. Die Untersuchung 
beweist jedoch das genaue Gegenteil:

Schulkinder haben eindeutig höhere 
Ausgaben als Kleinkinder, nämlich  
20% (bei 6 bis 12-jährigen) bzw.  
50% (bei 12 bis 18-jährigen). 

Dabei sind Schulkosten noch nicht be-
rücksichtigt. Yvonne müsste also statt 
207 Euro einen Regelsatz von minde-
stens 300 Euro haben.

Die Hartz IV-Parteien kürzen Schul-
kindern, deren Eltern erwerbslos sind, 
unter einem billigen Vorwand den Re-
gelsatz.

Das war ihre Reaktion auf die PISA-
Studie von 2003. 

Regelsatzkürzungen  
für Schulkinder  
bereiten Lohnkürzungen  
für ihre Eltern vor

Die vierköpfige Familie Müller hat ei-
nen Gesamtbedarf von 1.636 Euro. 
(1036 Euro für die Regelsätze aller vier 
Personen und angenommene 600 
Euro für Unterkunftskosten und Hei-
zung)

EIN  
HARTZ FÜR  

KINDER



Das passt den Arbeitgeberverbänden 
und ihren politischen Vertretern nicht. 
Sie halten das für ungerecht gegenü-
ber denen, die für wenig Geld arbei-
ten. Denn: „Es muss selbstverständlich 
und „zumutbar“ werden, Jobs zu Stun-
denlöhnen von zum Beispiel 3 oder 4 
Euro anzunehmen.“ So die Dachorgani-
sation aller Unternehmen in Deutsch-
land, der DIHK. (DIHK, Mehr Chancen 
am Arbeitsmarkt, Für einen besseren 
Einstieg Arbeitsloser, Arbeitspapier, 
Berlin Januar 2006,1) 

Die Arbeitgeber behaupten, dass Herr 
Müller keinen Bock auf Arbeit hat, weil 
er und seine Familie ohnehin schon 
Anspruch auf zusammen 1.636 Euro 
netto im Monat vom Staat haben. 

 
Um vor allem Yvonnes Vater dazu zu 
zwingen, für Hungerlöhne zu arbei-
ten, strebt das Kapital eine massive 
Senkung seines Regelsatzes an. Ent-
sprechend würden dann auch die Re-
gelsätze seiner Frau sinken und natür-
lich auch der Regelsatz von Yvonne, 
der ja 60% des Regelsatzes ihres Va-
ters beträgt. Der Bertelsmannkonzern 
kämpft sogar dafür, dass Yvonnes Va-
ter überhaupt keinen Regelsatz mehr 
bekommt. 

Aber laut Financial Times Deutsch-
land (einem Blatt des Bertelsmannkon-
zerns) ist die offene Regelsatzsenkung 
(leider) „ein Vorschlag, der für die Politik 
verständlicherweise unannehmbar war.“ 
(09.01.2007) Die Hartz IV-Parteien ha-
ben momentan zu viel Angst vor der 
Reaktion der Lohnabhängigen.

Die „Kinderfreunde“

Also beschlossen die Hartz IV-Parteien, 
sich an den Kindern der Erwerbslo-
sen schadlos zu halten. Ihre Regelsätze 
und die ihrer Eltern sollen letztlich so-
lange gesenkt werden, bis die Hartz IV-
Zahlungen für Familie Müller von rund 
1.600 Euro unter das Hungerlohnni-
veau plus Kindergeld, also unter z.B. 
1.100 oder 1.200 Euro gefallen sind. 
Die Hartz-Parteien würden am liebsten 
für die beiden Kinder von Herrn Müller 
gar nichts mehr zahlen.

Um das zu vertuschen, bauen sie sich 
als große Kinderfreunde auf. „Für die 
Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft 
gibt es keine wichtigere Aufgabe als die 
zugewandte, verlässliche und kompe-
tente Unterstützung aller Kinder, die in 
die Gesellschaft hineinwachsen.“ (Fami-
lienministerin von der Leyen) 



Rhein-Main-Bündnis gegen Sozialabbau und Billiglöhne (RMB)
fon: (069) 74 01 69, info@rhein-main-buendnis.de,  

http://www.rhein-main-buendnis.de 
Treffen: 1. und 3. Dienstag des Monats,19.30 Uhr, in den  

Räumen der DIDF, Leipziger Str. 69 (Hinterhof ) 
Spendenkonto: „Rhein-Main-Bündnis“, Konto 824084-307,  

BLZ 250 100 30, Postbank Hannover

Beratung in Frankfurt: Frankfurter Arbeitslosenzentrum (FALZ)
fon: (069) 70 04 25, zentrum@falz.org
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Schulkosten verweigern nennen die 
Kinderfreunde „kompetente Unter-
stützung“. Kindern Leistungen zu kür-
zen, um das Lohnniveau ihrer Eltern 
besser senken zu können, nennen sie 
verlässlich.

Profitfreundlichkeit  
hat Vorrang  

vor Kinderfreundlichkeit! 

Aber nicht für uns!
Erhöhung des Regelsatzes für 6 bis 
14-jährige auf mindestens 300 Euro!

Zu diesem Zweck:
Erhöhung des Eckregelsatzes auf 
mindestens 500 Euro! 
(Der Regelsatz für 6-14-jährige be-
trägt 60% des Eckregelsatzes)
Gesetzlicher Mindestlohn von 
mindestens zehn Euro brutto 
die Stunde statt Hungerlöhne!

•

•

•



Hartz IV – Förderung  
der Bildung durch Kürzungen?

„Das Ziel kann nur heißen:‘ Bildung 
für alle‘.“ So Bundespräsident Köhler. 
(E&W 11/2006, 22) Er bekannte sich zur 
„individuellen Förderung“ von Schüle-
rInnen, „besonders auch in den Schu-
len, deren Schülerschaft besonderen 
Förderbedarf hat.“

Warum aber kürzen SPD und CDU 
seit 2005 Schulkindern der Klassen 2 
bis 9, deren Eltern Hartz IV beziehen, 
die Gelder für Essen und Trinken von 
3,45 Euro auf 2,71 Euro pro Tag?

Werden Kinder von Erwerbslosen in-
dividuell besser gefördert, je weniger 
sie zu essen haben?

Warum werden seit Einführung von 
Hartz IV Kosten für Schulmaterialien 
nicht mehr übernommen? Dient das 
der Förderung der Eigenverantwor-
tung?

Schulkosten sind nicht  
im Regelsatz enthalten

Vor 2005 waren Schulkosten nicht im 
Regelsatz enthalten. Sie wurden des-
halb als einmalige Beihilfen anerkannt. 

Mit Hartz IV sollen Schulkosten schon 
im Regelsatz drin sein.

Aber: 
Der Regelsatz für Kinder von 7 
bis 14 Jahren ist von 65% auf 
60% des Eckregelsatzes von 
345 Euro gekürzt worden. 

Die Gelder für die früher mög-
lichen einmaligen Beihilfen, die 
in den Regelsatz eingingen, sind 
ebenfalls gesenkt worden (von 
20% auf 16% des Eckregelsatzes).

Der Regelsatz von Schulkindern 
bis zum Alter von 14 Jahren ist 
seit Hartz IV auf den Regelsatz 
von Säuglingen gekürzt wor-
den. Säuglinge aber haben kei-
ne Schulkosten. Allein aus die-
sem Grund muss der Bedarf von 
Schulkindern schon höher sein.

Trotz der massiven Kürzungen des 
Leistungsniveaus für Schulkinder bis 
14 um mehr als 10% sind einmalige 
Beihilfen für Schulkinder (außer für 
mehrtägige Klassenfahrten) nur noch 

•

•

•



auf Darlehensbasis möglich. Wobei das 
Darlehen erlassen werden kann, wenn 
die Tilgung „nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre.“ (§ 44 SGB II) Un-
serer Meinung nach sind Darlehen für 
Schulkosten generell „unbillig“.

Die Hartz IV-Parteien dagegen erklär-
ten mit einer Gesetzesänderung ab 
1.8.2006 kategorisch:“ 

„Die nach diesem Buch (dem SGB 
II) vorgesehenen Leistungen decken 
den Bedarf der erwerbsfähigen Hil-
febedürftigen und der mit ihnen in 
Bedarfsgemeinschaft lebenden Per-
sonen. Eine davon abweichende Fest-
legung der Bedarfe ist ausgeschlos-
sen.“ (§ 3 Abs. 3 SGB II) 

Basta. Unterstützung für Schulko-
sten gibt‘s nicht.

Hartz IV bestraft Kinder von Erwerbs-
losen und Geringverdienern mit Lei-
stungskürzungen, sobald sie zur Schu-
le gehen. 

Wir halten das für untragbar.

Was können Sie tun? 

Wir sehen einen Weg, der bisher noch 
nicht beschritten wurde.
Wir fordern Sie auf, es zu versuchen. 1

„Vom Einkommen sind abzusetzen ...  
5. die mit der Erzielung des Einkommens 
notwendig verbundenen Ausgaben.“ 
(§ 11 Abs. 2 Nr. 5 SGB II) 

EIN  
HARTZ FÜR  

KINDER



Jedes Schulkind hat Einkommen, 
nämlich Kindergeld. (§ 11 Abs. 2 Nr.5 
SGB II) Das Kindergeld in Höhe von 
154 Euro wird voll auf den Regelsatz 
angerechnet. Wenn die Bildungsko-
sten vom Kindergeld abgesetzt wer-
den könnten, würden dann nicht mehr 
154 Euro, sondern nur 154 Euro minus 
xy Euro Schulkosten angerechnet.

Beispiel:
Kindergeld	 154 Euro
Schulkosten	 25 Euro
	 129 Euro

Schulkosten sind mit der Erzielung von 
Einkommen verbunden und zwar mit 
der Erzielung zukünftiger Erwerbsein-
kommen. „Es genügt, wenn die Ausga-
be einen ‚Nutzen‘ für die Einkommens-
erzielung aufweist.“ (Eicher/Spellbrink, 
SGB II, Grundsicherung für Arbeitssu-
chende, München 2005, § 11 Randzif-
fer 70) Die Schulkosten nicht mehr als 
Bedarf anzuerkennen, verschlechtert 
die Lernbedingungen der Kinder von 
Hartz IV-Empfängern. Das kann dazu 
beitragen, 

dass ihre Motivation sinkt, 
die Schule zu besuchen, 
dass sie weniger Lust 
zum Lernen haben, 
oder keinen Schulab-
schluss mehr schaffen.

•

•

•

Das aber verschlechtert ihre Chan-
cen, nach dem Ende der Schulpflicht 
Erwerbseinkommen zu erzielen und 
unabhängig von Hartz IV leben zu kön-
nen. Deshalb hat die Anerkennung der 
Schulkosten als absetzbare Ausgabe 
einen „Nutzen“ für die Einkommenser-
zielung.
Im SGB II heißt es ausdrücklich: 

„Die Leistungen der Grundsicherung 
sind darauf auszurichten, dass durch 
eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftig-
keit vermieden ... wird.“ (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
SGB II)

Frank-Jürgen Weise, der Chef der Bun-
desagentur für Arbeit sagte, „wich-
tigstes Instrument im Kampf gegen 
Langzeitarbeitslosigkeit sei die Bildung. 
… Besonders wichtig sei es, die Weichen 
für Bildung nicht erst bei einem 24-jäh-
rigen, sondern bereits bei Schülern zu 
stellen.“ (Fr 29.12.2006) 

Nehmen Sie die Bundes
agentur beim Wort. 
Die „Weichen für Bildung“ werden 
nicht gestellt, wenn der Kauf eines 
Schulbuchs dazu führt, dass Schul-
kinder aus Hartz IV-Familien weniger 
zu essen haben. 

Das Rhein-Main-Bündnis und das 
Frankfurter Arbeitslosenzentrum un-



terstützen Sie, wenn Sie versuchen, die 
Absetzbarkeit der Schulkosten vom 
Kindergeld Ihrer Kinder durchzufech-
ten. 

Die Jobcenter müssen bundesweit 
verpflichtet werden, die Absetzbarkeit 
von Schulkosten anzuerkennen.

Ersatzweise fordern wir die Einrich-
tung eines Kommunalen Fonds, aus 
dem Schulkosten von Kindern über-
nommen werden, die in Armut leben. 

Unabhängig davon fordern wir eine 
deutliche Erhöhung des Eckregel-
satzes auf mindestens 500 Euro. 

Nur so kann der Regelsatz der Kin-
der bis 14 Jahren von jetzt 207 Euro 

auf 300 Euro steigen. Dann hätten sie 
mehr zu essen, könnten ihre Schulko-
sten bezahlen und auch eher am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen. 
Anerkennung steigert das Selbstwert-
gefühl.

1	 Näheres zur Absetzbarkeit der Schulko-

sten vom Kindergeld finden sie im „Leitfa-

den Alg II/Sozialhilfe von A-Z“ von Harald 

Thomé und Rainer Roth. Zu beziehen 

über die AG TuWas, Gleimstr. 3, 60318 

Frankfurt, agtuwas@web.de
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